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Der Einfluss der Sozialziele auf die Beschlüsse der
Bundesversammlung seit dem Inkrafttreten der neuen
Bundesverfassung 
Abstract
Bei der Erarbeitung der neuen Schweizer Bundesverfassung waren die Sozialziele (Art. 41 BV) heftig
umstritten. Um einen Kompromiss zu finden, sah sich die Linke zu Konzessionen an die bürgerlichen
Parteien gezwungen, was aus der Sicht gewisser Experten dazu führte, dass dem besagten Artikel «die
Zähne gezogen» wurden. Nach gut sechseinhalb Jahren gilt es, ein erstes Fazit zu ziehen: Inwiefern
verfügen die Sozialziele der Bundesverfassung über eine Lenkungswirkung? Dieser Frage geht die
vorliegende Arbeit nach.
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Bei der Erarbeitung der neuen Schweizer Bundesverfassung waren die Sozialziele (Art. 41 
BV) heftig umstritten. Um einen Kompromiss zu finden, sah sich die Linke zu Konzessionen 
an die bürgerlichen Parteien gezwungen, was aus der Sicht gewisser Experten dazu führte, 
dass dem besagten Artikel «die Zähne gezogen» wurden. Nach gut sechseinhalb Jahren gilt 
es, ein erstes Fazit zu ziehen: Inwiefern verfügen die Sozialziele der Bundesverfassung über 
eine Lenkungswirkung? Dieser Frage geht die vorliegende Arbeit nach. 
 
 
1. Einleitung  
Am 1. Januar 2000 trat die neue Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft in 
Kraft. Sie ist das Resultat einer Totalrevision, welche in erster Linie zum Ziel hatte, das 
geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht nachzuführen, d.h. es sollte 
verständlich dargestellt und systematisch geordnet werden.1 Ein bei den Beratungen sehr 
umstrittener2, zentraler Teil der revidierten Verfassung bildeten die „Sozialziele“. Diese sind 
in der neuen, nun geltenden Bundesverfassung in Art. 41 aufgeführt und lauten wie folgt: 
1
 Bund und Kantone setzen sich in Ergänzung zu persönlicher Verantwortung und privater 
Initiative dafür ein, dass: 
a.  jede Person an der sozialen Sicherheit teilhat; 
b. jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält; 
c.  Familien als Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern geschützt und gefördert 
werden; 
d.  Erwerbsfähige ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu angemessenen Bedingungen 
bestreiten können; 
e. Wohnungssuchende für sich und ihre Familie eine angemessene Wohnung zu tragbaren 
Bedingungen finden können; 
f.  Kinder und Jugendliche sowie Personen im erwerbsfähigen Alter sich nach ihren 
Fähigkeiten bilden, aus- und weiterbilden können; 
g.  Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung zu selbstständigen und sozial 
verantwortlichen Personen gefördert und in ihrer sozialen, kulturellen und politischen 
Integration unterstützt werden. 
2
 Bund und Kantone setzen sich dafür ein, dass jede Person gegen die wirtschaftlichen Folgen 
von Alter, Invalidität, Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit, Mutterschaft, Verwaisung und 
Verwitwung gesichert ist. 
                                                 
1
 BUNDESAMT FÜR SOZIALVERSICHERUNGEN, Der Sozialstaat und die Sozialziele in der 
revidierten Bundesverfassung, in: Soziale Sicherheit: Zeitschrift des Bundesamtes für 
Sozialversicherung, BSV (2) 1998, S. 104-106, S. 104. 
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 Sie streben die Sozialziele im Rahmen ihrer verfassungsmässigen Zuständigkeiten und ihrer 
verfügbaren Mittel an. 
4
 Aus den Sozialzielen können keine unmittelbaren Ansprüche auf staatliche Leistungen 
abgeleitet werden. 
 
„Die Bundesverfassung unterscheidet zwischen direkt anspruchsbegründeten Grundrechten 
(Sozialrechten i.e.S.) und den programmatischen Sozialzielen.“3 Im Unterschied zu 
Sozialrechten bilden die Sozialziele, welche über Vorläufer in verschiedenen 
Kantonsverfassungen verfügen,4 keine einklagbaren Rechte.5 Die Funktion der Sozialziele 
besteht in der Anleitung für konkrete Regelungen durch den Gesetzgeber.6  
 
Neuer Inhalt oder neue Form? - Der Bundesrat erachtet die Sozialziele in der Botschaft zum 
Verfassungsentwurf aus dem Jahre 1996 als unabdingbar.7 Einerseits gehe es darum, eine 
grundlegende Dimension schweizerischer Staatlichkeit und gelebter Verfassungswirklichkeit 
sichtbar zu machen. Damit weist er darauf hin, dass seiner Ansicht nach nicht der Inhalt neu 
ist, sondern lediglich die Form: Die Sozialziele sind das Bekenntnis zu bestimmten, als 
grundlegend anerkannten  sozialpolitischen Zielsetzungen.8 Thürer et al. sind jedoch der 
Meinung, dass diese formale Neuerung durchaus auch inhaltliche Konsequenzen hat; Art. 41 
BV gebe nicht nur den Status Quo wieder, er weise durch seinen finalen Charakter auch in die 
Zukunft und strebe eine immer bessere und den neuen Anforderungen angepasste 
Verwirklichung der Ziele an.9  
 
Funktion - Aus der Sicht von Hans Peter Tschudi wird die Schweiz durch Art. 41 
„eindrücklich als Sozialstaat charakterisiert“10. Die Sozialziele hätten keineswegs bloss 
deklaratorische Bedeutung, sondern enthielten Anleitungen für den Gesetzgeber und seien 
von Gerichten bei der Auslegung und Anwendung von Gesetzesvorschriften zu beachten.11 
„Auch wenn es sich bei den Sozialzielen „nur“ um finale Normen handelt, welche keine 
konkreten Umsetzungsmodelle vorschreiben, sind sie als formelles Verfassungsrecht 
                                                 
3
 Thürer Daniel/Aubert Jean-François/Müller Jörg Paul, Verfassungsrecht der Schweiz, 
Zürich 2001, S. 556. 
4
 RHINOW, S. 538. 
5
 THÜRER/AUBERT/MÜLLER, S. 557. 
6
 TSCHUDI HANS PETER, Die Sozialziele der neuen Bundesverfassung, in: Schweizerische Zeitschrift für 
Sozialversicherung und berufliche Vorsorge 43(2) 1999, S. 364-375, S. 365. 
7
 Botschaft neue BV, S. 201; 204. 
8
 Botschaft neue BV, S. 201; 204. 
9
 THÜRER/AUBERT/MÜLLER, S. 557. 
10
 TSCHUDI, S. 364. 
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verbindlich; sie müssen durch alle Behörden in Bund und Kantonen beachtet und so weit wie 
möglich umgesetzt werden.“12 Deren Bedeutung und Tragweite wird auch ersichtlich anhand 
ihrer doppelten Zwischenstellung in der Verfassung: einerseits zwischen dem abstrakten Ziel 
der Wohlfahrtsförderung (Art. 2 BV) und den konkreten sozialpolitischen Aufgaben (Art. 108 
ff. BV), und andererseits zwischen dem Grundrechtsteil (Art. 7 ff. BV) und der 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (Art. 42 ff. BV).13   
 
Anders sieht es Margrith Bigler-Eggenberger. Ihrer Meinung nach liegen gravierende 
Einschränkungen vor, welche den Verfassungsartikel letztlich bloss zu einer unverbindlichen 
„Schönwetter-Erklärung“ verkommen lasse.14 Sie stösst sich erstens am subsidiären Charakter 
von Abs. 1 lit. a bis g, in denen es heisst, Bund und Kantone setzen sich in Ergänzung zu 
persönlicher Verantwortung und privater Initiative ein, und zweitens am Abs. 3, der besagt, 
Bund und Kantone streben die Sozialziele im Rahmen ihrer verfügbaren Mittel an.15 Auch der 
Bundesrat betont die Begrenzung der normativen Tragweite, indem er darauf aufmerksam 
macht, dass die Sozialziele jeglicher Hinweise auf die anzuwendenden Mittel entbehrten. Es 
sei dem Gesetzgeber überlassen, „die in der aktuellen Situation richtig scheinenden sozial- 
oder finanzpolitischen Prioritäten zu setzen und das Instrumentarium im einzelnen zu 
bestimmen“16.  Dennoch sei die verfassungsrechtliche Verankerung der Sozialziele nicht ohne 
normative Bedeutung, führt der Bundesrat weiter aus. „Bei einem Zurückfallen unter ein 
minimales Schutzniveau geriete man zweifellos in Konflikt mit Artikel 33 VE 9617“.18 
 
Es ist an der Zeit, eine erste Zwischenbilanz zu ziehen. Die Beiträge all dieser Autoren 
stammen noch aus der Zeit vor dem In-Kraft-Treten des Art. 41 BV. In dieser Arbeit versuche 
ich herauszufinden, inwiefern die Autoren bis zum heutigen Tag Recht behalten haben. Die 
zentrale Fragestellung dieser Untersuchung lautet: Welchen Einfluss haben die Sozialziele auf 
die Beschlüsse der Bundesversammlung seit dem In-Kraft-Treten der neuen 
Bundesverfassung? Unter den ‚Beschlüssen der Bundesversammlung’ verstehe ich sowohl 
                                                 
12
 THÜRER/AUBERT/MÜLLER, S. 557. 
13
 Botschaft neue BV, S. 200. 
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 BIGLER-EGGENBERGER MARGRITH, Nachgeführte Verfassung: Sozialziele und Sozialrechte, 
in: EHRENZELLER BERNHARD/MASTRONARDI PHILIPPE/SCHAFFHAUSER RENÉ/SCHWEIZER 
RAINER J./VALLENDER KLAUS A. (Hrsg.), Der Verfassungsstaat vor neuen 
Herausforderungen. Festschrift für Yvo Hangartner, St. Gallen/Lachen SZ 1998, S. 497-522, 
S. 514-516. 
15
 BIGLER-EGGENBERGER, S. 514-516. 
16
 Botschaft neue BV, S. 200. 
17
 Art. 33 VE 96 ist der Entwurf des späteren Art. 41 BV. 
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den Prozess, der zu den Beschlüssen führt als auch die Beschlüsse an sich. Zudem betrachte 




Um zu überprüfen, inwiefern die Sozialziele einen Einfluss auf die besagten Beschlüsse 
haben, werde ich alle Geschäfte in Form von Vorstössen, Beratungen und Beschlüssen auf 
Bundesebene analysieren. Ein Geschäft definiert sich dadurch, dass es über eine eigene 
Geschäftsnummer verfügt, welche von der Bundesadministration zugewiesen wird. Die Daten 
werden für die Zeitspanne vom 1. Januar 2000 bis Ende Juli 2006 erhoben.  
 
Folgendes zähle ich zu den Vorstössen: Gesetzesinitiative des Bundesrates, parlamentarische 
Initiative, Standesinitiative, Volksinitiative, Motion, Postulat, Interpellation, Anfrage und 
einfache Anfrage, Empfehlung (bis 2003)19 und Fragestunde. Die relevanten Beratungen sind 
jene im Plenum des National- und Ständerates unter Einbezug der Botschaft des Bundesrates. 
Zu den Beschlüssen gehören Bundesgesetze, Bundesbeschlüsse und Verordnungen der 
Bundesversammlung. Als Quellen zur Datenerhebung dienen das Amtliche Bulletin der 
Bundesversammlung, das Bundesblatt und die Systematische Sammlung des Bundesrechts. 
 
Als nächstes erläutere ich das allgemeine Vorgehen bei der Datenerhebung und –analyse. Ich 
suche in allen Geschäften nach den Stichworten „Sozialziele“, „buts sociaux“ sowie „obiettivi 
sociali“. Alle Dokumente, welche explizit Bezug auf Art. 41 BV nehmen, werden 
herausgefiltert. Es besteht allerdings die Möglichkeit des expliziten Bezugs auf Art. 41 BV, 
ohne dass dabei das Stichwort „Sozialziele“ fällt; die Datenerhebung könnte folglich 
unvollständig sein.  
 
Im zweiten Schritt versuche ich, die entsprechenden Geschäfte in zwei Dimensionen 
einzuteilen. Die erste Dimension beruht auf dem Stellenwert, über welchen eines oder 
mehrere der Sozialziele im Rahmen eines bestimmten Geschäfts verfügen: Bildet die 
Orientierung an den Sozialzielen den Kern eines Vorstosses (zentral) oder werden die Ziele 
nur am Rande gestreift (peripher)? Die zweite Dimension gründet auf der Frage, ob die 
Entscheidung über ein Geschäft verfassungskonform ist, d.h., im Sinn der Sozialziele erfolgt. 
Die Entscheidung besteht einerseits aus der Annahme oder Ablehnung eines Beschlusses der 
                                                 
19
  Seit dem Jahre 2004 ist die Empfehlung, welche nur der Ständerat kannte, obsolet aufgrund des ausgeweiteten 




Bundesversammlung und andererseits aus der Empfehlung des Bundesrates zur Annahme 
oder Ablehnung einer Volksinitiative. 
 
Die besagten Geschäfte werden in die vier Quadranten eingeteilt (Abb. 1). Ich gehe davon 
aus, dass der Einfluss der Ziele auf ein Geschäft schwächer wird, je tiefer der entsprechende 
Quadrant rangiert. Im ersten Quadranten stehen jene Geschäfte, bei denen die betroffenen 
Sozialziele einen zentralen Orientierungspunkt bilden und über welche im Sinne von Art. 41 
BV entschieden wird. Im zweiten Quadranten sind die Sozialziele beim Vorstoss und den 
Beratungen ebenfalls von zentraler Bedeutung, indes der Entscheid in Bezug auf Art. 41 BV 
nicht verfassungskonform ist. Diese Kombination kann dadurch entstehen, dass die 
Umsetzung der Sozialziele intensiv debattiert wird, aber schliesslich trotzdem nicht erfolgt. 
Im dritten Quadranten stehen jene Geschäfte, bei denen die betroffenen Sozialziele 
berücksichtigt werden, was allerdings eher eine unbeabsichtigte Begleiterscheinung als die 
Folge einer gezielten Massnahme ist. Während die Sozialziele im zweiten Quadranten zwar 
keine Lenkungswirkung auf den Entscheid, aber immerhin auf die Debatte haben, entfalten 
sie hier kaum eine Wirkung. Schliesslich bleibt noch der letzte Quadrant, in dem die 
Sozialziele lediglich gestreift werden und der Entscheid Art. 41 BV zuwider läuft. Inwiefern 
sich der Wirkungsgrad in den letzten zwei Quadranten unterscheidet, ist mir nicht klar. 
Vermutlich ist er in beiden Fällen sehr niedrig.  
 
   Abb. 1: Modell zur Einschätzung der Lenkungswirkung            
    
                         
 
 











 3. Quadrant 1. Quadrant 
4. Quadrant 2. Quadrant 
Die Untersuchungseinheit besteht aus einem Geschäft. Anhand dieses Modells kann die 





Ich werde im Rahmen der besagten Untersuchungsperiode eine Vollerhebung durchführen, 
d.h., ich werde alle Geschäfte in Bezug auf die explizite Nennung von Art. 41 BV 
untersuchen, die seit dem Jahre 2000 auf Bundesebene getätigt werden. Trotz der grossen 
Zahl an Analyseeinheiten hält sich der Aufwand in Grenzen, und zwar aus zwei Gründen: 
Erstens wird die Stichwortsuche durch computergestützte Suchmaschinen stark erleichtert, 
und zweitens werden die besagten Stichworte nicht allzu oft erwähnt. 
 
Aus der beschriebenen Methode erwachsen zwei grundlegende analytische Probleme. 
Nehmen wir an, die Sozialziele verfügen bei einem bestimmten Geschäft über eine zentrale 
Stellung und werden im Bundesbeschluss auch umgesetzt. Besteht nun tatsächlich eine 
Kausalität zwischen den Sozialzielen und der inhaltlichen Ausgestaltung des Beschlusses oder 
lediglich eine Korrelation? Oder anders gefragt, war Art. 41 BV die Ursache dafür, dass die 
Inhalte der Sozialziele den Weg in den Beschluss gefunden haben, oder wäre letzterer, was 
den Inhalt anbelangt, auch ohne den besagten Verfassungsartikel zustande gekommen? 
Umgekehrt können die Sozialziele eine Wirkung entfalten, ohne dass die politischen Akteure 
explizit darauf Bezug nehmen. Die Voraussetzung dafür wäre eine Verinnerlichung der Ziele 
durch die besagten Akteure, welche durch die explizite Nennung in der Bundesverfassung 
und die vorgelagerten Debatten im Parlament gefördert worden ist. Zu diesen beiden 
Problemen habe ich keine befriedigende Lösung gefunden. 
 
3. Einfluss der Sozialziele 
3.1. Gesundheit 
In Anbetracht der stetig steigenden Kosten ist das Thema ‚Gesundheitswesen’ ein 
Dauerbrenner in der Schweiz. Was soll der Leistungskatalog der obligatorischen 
Grundversicherung gegen Krankheit alles umfassen? Wie soll mit den hohen 
Gesundheitskosten umgegangen werden? Wie kann man diese eindämmen? Im Lichte dieser 
Problematik gibt es reichliche Bestrebungen, die unliebsamen Entwicklungen in den Griff zu 
kriegen. In der Untersuchungsperiode gibt es auf Bundesebene knapp 800 Geschäfte im 
Bereich Gesundheit. Nur bei einem wird auf Art. 41 BV verwiesen; es ist dies der erste, 
gescheiterte Anlauf zur zweiten Revision des Krankenversicherungsgesetzes (KVG).  
 
Der bundesrätliche Revisionsentwurf aus dem Jahre 200020 hat gemäss Botschaft drei Ziele: 
Die Schliessung von Lücken im Leistungskatalog, die Stärkung der Solidarität unter den 
                                                 
20




Versicherten und die Kosteneindämmung; das Schwergewicht liegt vor allem auf dem 
zweiten und dritten Ziel.21 Der überarbeitete Entwurf wird vom Nationalrat am 17.12.2003 
jedoch endgültig verworfen. Nimmt man dieses Geschäft gemäss der oben beschriebenen 
Methode unter die Lupe, stellt man als erstes fest: Die Sozialziele des Art. 41 BV werden an 
einer Stelle erwähnt, und zwar in der Botschaft des Bundesrates22.  
 
Im Rahmen der Erläuterungen zur geltenden Gesetzgebung meint der Bundesrat, „dass für 
den Regelungsbereich der Kranken- und Unfallversicherung der Einsatz von Bund und 
Kantonen nicht lediglich in Ergänzung zu persönlicher Verantwortung und privater Initiative 
erfolgt, wie dies für andere Sozialzielbereiche ausdrücklich in der Verfassung vorbehalten 
bleibt (Art. 41 Abs. 1 BV). Der Einsatz von Bund und Kantonen für die Sicherung jeder 
Person gegen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit und Unfall ist durch die gesonderte 
Regelung in Artikel 41 Absatz 2 BV ausdrücklich von diesem einschränkenden Vorbehalt im 
Ingress zu Absatz 1 ausgenommen (…)“23. Um eine Person im obigen Sinne umfassend zu 
schützen, betrachtet der Bundesrat folgende Schlussfolgerung als zentral: „Im 
Gesundheitswesen können Bundes- und kantonale Regelungen daher nicht beziehungslos 
nebeneinander stehen, sondern müssen aufeinander abgestimmt werden.“24 Was darauf folgt, 
sind im Wesentlichen Lösungsvorschläge auf die Frage, welche Akteure – also Bund, 
Kantone, Versicherer etc. – welche Massnahmen zu ergreifen hätten, um Kosten 
einzudämmen und gleichzeitig die besagte Solidarität zu wahren.  
 
Im Verlauf der Beratungen in den beiden Räten und im Rahmen der Kommissionsberichte 
fällt das Stichwort „Sozialziele“ nicht mehr. Art. 41 BV wird somit nur am äussersten Rande 
der Debatte gestreift und dürfte kaum einen Einfluss auf die Verhandlungen haben. Da die 
Vorlage letzten Endes abgelehnt wird und die für die Umsetzung der Sozialziele notwendigen 
Massnahmen zur Kompetenzverteilung nicht in Kraft treten, geht der Entscheid insofern nicht 




Im Politikfeld Raumplanung/Wohnungswesen werden zwischen dem 1. Januar 2000 und dem 
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 Botschaft KVG-Revision, S. 741. 
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 Botschaft KVG-Revision, S. 747. 
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 Botschaft KVG-Revision, S. 747. 
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 Botschaft KVG-Revision, S. 747. 
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heutigen Tag gut 120 Geschäfte auf Bundesebene getätigt. Ein gewichtiges Geschäft bildet 
das Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum (Wohnraumförderungs-
gesetz, WFG); es ist das einzige, bei dem das Stichwort „Sozialziele“ fällt. Art. 1 WFG 
erläutert den Zweck des Gesetzes: 
 
Art. 1  
 
1
 Mit diesem Gesetz sollen Wohnraum für Haushalte mit geringem 
Einkommen sowie der Zugang zu Wohneigentum gefördert werden. 
 
2
 Insbesondere sollen die Interessen von Familien, allein erziehenden 
Personen, Menschen mit Behinderungen, bedürftigen älteren Menschen und 
Personen in Ausbildung berücksichtigt werden. 
 
 
Dass nebst dem Wohnraum für Haushalte mit geringem Einkommen der Zugang zu 
Wohneigentum gefördert werden soll, ergibt sich aus Art. 108 BV und wird in der Botschaft 
des Bundesrates folgendermassen begründet: „Die Wohnungsversorgung für sozial 
benachteiligte Personen erfolge im ländlichen Raum und insbesondere im Berggebiet nicht 
über Mietwohnungen, sondern über die Nutzung von Einzelobjekten, die sich im Eigentum 
der Bewohnerinnen und Bewohner befinden. Deshalb müsse der Entwurf durch griffige 
Instrumente zu Gunsten des Wohneigentums ergänzt werden. Der unterbreitete 
Gesetzesentwurf trägt diesen Wünschen Rechnung.“26 
 
In der besagten Botschaft wird an einer Stelle auf die Sozialziele verwiesen, und zwar ganz zu 
Beginn der Übersicht: „Artikel 108 der Bundesverfassung verpflichtet den Bund zu 
Förderungsmassnahmen in der Wohnungsversorgung. Dieser Auftrag ist mit der Einführung 
der Sozialziele in die Bundesverfassung sowie in den Diskussionen über die Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen dem Bund und den Kantonen bekräftigt 
worden.“27 
 
Über dieses Gesetz wird im National- und Ständerat je dreimal beraten, wobei es insgesamt 
fünf Nennungen des Stichwortes „Sozialziele“ gibt, und zwar von vier verschiedenen 
Parlamentsmitgliedern, zwei davon aus dem National- und zwei aus dem Ständerat. Sowohl 
die Grüne28 als auch die Freisinnig-Demokratische29 und die Christlichdemokratische 
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Fraktion30 sind der Meinung, dass der Bund u.a. aufgrund der Sozialziele die Pflicht habe, 
Wohnraum gezielt für einkommensschwache Haushalte zu fördern, so, wie der Bundesrat es 
mit dem Gesetz vorhabe. Die FDP sei jedoch skeptisch, meint einer der vier Parlamentarier, 
und frage sich, ob es nicht vernünftiger wäre, vor dem Erlass des WFG dem Volk die Frage 
zu unterbreiten, ob es immer noch glaube, dass die Wohnbauförderung zu den Aufgaben der 
Eidgenossenschaft gehören sollte.31 
 
Das Gesetz wird schliesslich am 21. März 2003 von beiden Räten angenommen. Dem 
Sozialziel aus Art. 41 Abs. 1 lit. e BV wird dadurch Rechnung getragen. Allerdings besteht 
eine grundlegende Einschränkung in Bezug auf die Wohnraumförderung; in Art. 6 Abs. 1 
WFG heisst es: „Die Förderung richtet sich im Rahmen der bewilligten Kredite nach dem 
ausgewiesenen Bedarf an preisgünstigem Wohnraum.“ Inwiefern der Bund dem besagten 
Sozialziel in lit. e nachkommen kann, hängt demnach davon ab, wie viel Geld ihm durch das 
Parlament zugebilligt wird. Aber auch diese Einschränkung steht im Einklang mit Art. 41 BV, 
in dem es heisst, Bund und Kantone würden die Ziele im Rahmen ihrer verfügbaren Mittel 
anstreben.  
 
Die Sozialziele nehmen auch hier weder beim Vorstoss durch den Bundesrat noch bei den 
Beratungen eine zentrale Stellung ein. Aber immerhin werden sie mehrfach angesprochen. Ich 
würde das Geschäft somit im dritten Quadranten unseres Modells verorten mit leichter 
Tendenz zum zweiten (Abb.1). Die Lenkungswirkung des Art. 41 BV dürfte hier bescheiden, 
aber vermutlich mindestens gleich stark sein wie beim Entscheid des Bundesrates, die 
„Lehrstellen-Initiative“ zur Ablehnung zu empfehlen. 
 
Entlastungsprogramm 200432 
Beim Entlastungsprogramm 2004 kommt man ebenfalls nochmals auf das Thema 
Wohnraumförderung zu sprechen, wobei das Stichwort „Sozialziele“ einmal fällt. Die 
Fraktion der Schweizerischen Volkspartei des Nationalrates stellt einen Minderheitsantrag, in 
dem für das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport 
(VBS) zusätzliche Finanzmittel bereitgestellt werden sollten; als Kompensation würde das 
Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) abgeschafft.33 „Das BWO ist für die Umsetzung der 
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Bundesgesetze verantwortlich, die das Parlament zur Erfüllung der wohnungspolitischen 
Verfassungsaufträge verabschiedet hat (…)“34, also z.B. auch des oben behandelten WFG. 
 
Als Argumente gegen diesen Minderheitsantrag führt die Sozialdemokratische Fraktion nicht 
nur wirtschaftliche Nachteile und solche finanzpolitischer Natur ins Feld: „Zudem ist die 
Wohnbauförderung ein Verfassungsauftrag und Bestandteil der Sozialziele in der 
Bundesverfassung.“35 Nach einer kurzen Beratung wird der besagte Minderheitsantrag in der 
zweiten Abstimmung verworfen. Der Entscheid geht konform mit den Sozialzielen, indes 
letztere nur eine marginale Rolle bei der Debatte gespielt haben. Die Lenkungswirkung ist in 
diesem Fall sehr gering. 
 
3.3. Weitere Geschäfte 
Es wird ab dem Jahre 2000 in zwei weiteren Geschäften Bezug auf Art. 41 BV genommen, 
auf welche ich jedoch nicht weiter eingehen werde. Beim Übereinkommen über 
Menschenrechte und Biomedizin36 verzichte ich auf eine Analyse, weil das Parlament bereits 
in der ersten Sitzung die Beratung des Übereinkommens bis zum Abschluss der Behandlung 
des Transplantationsgesetzes sistiert.37 Das Geschäft ist noch nicht wieder aufgenommen 
worden. Somit gibt es nebst der bundesrätlichen Botschaft kaum etwas zu untersuchen; 
meines Erachtens ist somit noch zu wenig Datenmaterial vorhanden, um der Sache gerecht zu 
werden. Im Bericht des Bundesrates „Strategie Nachhaltige Entwicklung 2002“ vom 27. März 
200238 wird Art. 41 BV kurz vom Bundesrat gestreift; im weiteren Verlauf des Geschäftes 
gibt es keine Nennungen mehr. Um Redundanzen zu vermeiden, verzichte ich auf eine 
ausführliche Analyse.  
 
4. Schlussfolgerungen 
Die Sozialziele sind seit knapp sechseinhalb Jahren in der Bundesverfassung verankert - wie 
fällt die erste Zwischenbilanz aus? Bei über 1000 Geschäften zwischen dem 1. Januar 2000 
und Ende Juli 2006 werden die Sozialziele im Rahmen von vier Bundesbeschlüssen kurz 
gestreift. Die Entscheidungen über die untersuchten Geschäfte gehen mit Art. 41 BV konform 
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- ausser im Falle der KVG-Revision, die nicht angenommen wird und insofern nicht konform 
ist, als sie dadurch nicht zur Umsetzung der Sozialziele beitragen kann. Im Rahmen der 
beiden KVG-Vorlagen und des Entlastungsprogramms 2004 werden die Sozialziele nur am 
äussersten Rande gestreift, während sie beim WFG eine etwas zentralere Stellung geniessen. 
Alles in allem gehe ich davon aus, dass die Lenkungswirkung des Art. 41 BV auf die 
Beschlüsse der Bundesversammlung sehr gering ist. Zudem ist es so, dass sich die Geschäfte 
mit Bezug auf die Sozialziele an einer Hand abzählen lassen; vermutlich gäbe es im 
untersuchten Zeitraum viele weitere Geschäfte, bei deren Beratung sich Art. 41 sinnvoll 
anwenden liesse. 
 
Es fragt sich nun, ob das aus Sicht der angestrebten Sozialstaatlichkeit der Schweiz39 ein 
gutes oder schlechtes Zeichen ist. Offenbar sind die (eingeschränkten) sozialen Werte aus Art. 
41 BV von der Schweizer Politik schon lange vor dem Jahre 2000 verinnerlicht worden, so 
dass sie auch ohne den besagten Artikel in den Bundesbeschlüssen respektiert werden. 
Soweit, so gut. Weshalb aber Sozialziele in der Verfassung verankern, wenn sie de facto 
überflüssig sind? Hiezu zwei Überlegungen: Möglicherweise hat der intensive Prozess40 ihrer 
Verankerung in die Bundesverfassung zur Verinnerlichung der sozialen Werte beigetragen; so 
gesehen ist Art. 41 keineswegs überflüssig. Gleichzeitig hat Margrith Bigler-Eggenberger 
aber vermutlich Recht mit ihrem Vorwurf, dass dem Verfassungsartikel durch die zahlreichen 
Einschränkungen die Zähne gezogen worden sind. Sie beinhalten materiell gesehen nichts 
Neues, was von den Politikern beachtet werden müsste. Die Sozialziele stellen wahrscheinlich 
in erster Linie eine Nachführung der schon früher gelebten Verfassungswirklichkeit dar; so 
betrachtet erstaunt es nicht, dass sie kaum einen Einfluss auf die Beschlüsse der 
Bundesversammlung ausüben. 
 
Es ist denkbar, dass der geringe Einfluss der Sozialziele um einiges gravierender ist, als in 
dieser Arbeit zu Tage tritt. Dies wäre dann der Fall, wenn die Gesetzeslage in den von Art. 41 
BV inhaltlich tangierten Lebensbereichen die Sozialziele deutlich verfehlten und in den 
letzten sechs Jahren auch keinerlei Verbesserungen stattgefunden hätten. Um dieser 
Möglichkeit auf den Grund zu gehen, müsste man alle betroffenen Gesetze und ihre 
Änderungen genau studieren, was jedoch ausserhalb des Rahmens dieser Arbeit liegt.   
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